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Tätigkeit besser in die gesellschaftlichen Anstrengungen 
zur allseitigen Durchsetzung von Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit sowie zur Bekämpfung der Angriffe gegen das 
Eigentum und die Volkswirtschaft eingeordnet und die 
Bemühungen zur Vorbeugung von Rechtsverletzungen 
verstärkt haben. Die Plenartagung orientierte die Ge­
richte, die politischen und ökonomischen Zusammenhänge 
sowie die Auswirkungen der Straftaten zum Nachteil so­
zialistischen und persönlichen Eigentums sorgfältig aufzu­
klären, die Rolle jedes Tatbeteiligten exakt zu bestimmen 
und wirksame differenzierte Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit auszusprechen. Die schnelle und 
vollständige Wiedergutmachung des verursachten Scha­
dens ist zu sichern.

Die prinzipiellen Orientierungen des Plenums wurden 
in der Rechtsprechung des zuständigen Senats weiter kon­
kretisiert. Dabei ging es vor allem darum, den Anwen­
dungsbereich der Maßnahmen strafrechtlicher Verant­
wortlichkeit exakt zu bestimmen und die Gerichte bei der 
richtigen politisch-juristischen Beurteilung spezifischer Er­
scheinungsformen der Eigentumskriminalität anzuleiten.

Im Vordergrund der Bewegung für vorbildliche Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit steht das Ringen um hohe 
Wachsamkeit in allen Bereichen der materiellen Produk­
tion, um die störungsfreie Erfüllung des Volkswirtschafts­
plans zu gewährleisten. Dazu gehört auch, noch entschie­
dener Brände, Havarien und Störungen, durch die in der 
Volkswirtschaft beträchtliche Schäden entstehen, vorbeu­
gend zu verhindern und alle sie begünstigenden Faktoren 
konsequent zu beseitigen. In mehreren Grundsatzent­
scheidungen hat das Oberste Gericht zu Fragen des Ge- 
sundheits-, Arbeits- und Brandschutzes Stellung genom­
men, prinzipielle Rechtsfragen einer Klärung zugeführt 
und die Gerichte darauf orientiert, Bränden und Verlet­
zungen der Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes vorzubeugen.

Zur Sicherung der einheitlichen und wirksamen Recht­
sprechung auf diesem Gebiet hat das Präsidium des Ober­
sten Gerichts mit dem Beschluß vom 1. Juni 19785 unter 
anderem die persönliche Verantwortung der Leiter her­
vorgehoben, dafür zu sorgen, daß die Vorschriften des 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes und der tech­
nischen Sicherheit exakt eingehalten werden und ener­
gischer gegen jegliche Erscheinungen von Pflichtverlet­
zungen und Sorglosigkeit eingeschritten wird.

Differenzierte Anwendung der Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit

Das Oberste Gericht hat sich in seiner Rechtsprechung 
kontinuierlich mit der differenzierten Anwendung der 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit befaßt
und dargelegt, daß die Gerichte damit die Grundsätze so­
zialistischer Gerechtigkeit zu verwirklichen haben. Die Se­
nate des Obersten Gerichts haben die Strafzumessungs­
grundsätze unter Berücksichtigung des Standes der gesell­
schaftlichen Entwicklung sowie der quantitativen und 
qualitativen Veränderungen in der Struktur der Krimina­
lität unter Beachtung der spezifischen Anforderungen der 
jeweiligen Sachgebiete deliktsspezifisch konkretisiert. Da­
bei war u. a. zu beachten, daß auf der Grundlage der Be­
schlüsse des IX. Parteitages der SED die Bekämpfung 
und Vorbeugung der Kriminalität und anderer Rechts­
verletzungen weiter an gesellschaftlicher Wirksamkeit ge­
wonnen hat. Gewachsen sind die Aktivitäten von Arbeits­
kollektiven, Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu erhöhen 
und wirksam zur Erziehung und Wiedereingliederung von 
Rechtsverletzern beizutragen.

Die richtige Anwendung der Maßnahmen strafrechtli­
cher Verantwortlichkeit ordnet sich in diesen gesamtge­
sellschaftlichen Prozeß ein und dient der weiteren Erhö­
hung von Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit. Das Oberste 
Gericht hat in den Entscheidungen seiner Senate wieder­
holt den Grundsatz bekräftigt, daß gegenüber Personen,

die keine schwerwiegenden Straftaten begehen, alle staat­
lichen und gesellschaftlichen erzieherischen Möglichkeiten, 
insbesondere die Kraft fortgeschrittener Arbeitskollek­
tive, zu nutzen sind. Straftaten mit demonstrativ-provo­
katorischem Charakter sowie solche, in denen Brutalität 
und Aggressivität zum Ausdruck kommen, erhebliche An­
griffe auf das Eigentum, Rückfallstraftaten und andere 
Delikte, die eine hartnäckig ablehnende Haltung zu den 
Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens beinhal­
ten, erfordern grundsätzlich den Ausspruch von Strafen 
mit Freiheitsentzug.

Auf seiner 15. Tagung am 20. März 1980 befaßte sich 
das Plenum des Obersten Gerichts mit Problemen der 
Anwendung und Ausgestaltung der Verurteilung auf Be­
währung.6 Es analysierte die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts und der nachgeordneten Gerichte und betonte, 
daß die gesellschaftlichen Anstrengungen zur Verhütung 
von Rechtsverletzungen und zur Erziehung von Rechts­
verletzern unmittelbaren Einfluß auf die konkrete Art und 
Weise der Durchsetzung des Differenzierungsprinzips ha­
ben. Mit der konsequenten Anwendung der insbesondere 
in der Rechtsprechung der Senate des Obersten Gerichts 
herausgearbeiteten deliktsspezifischen Strafzumessungs­
kriterien, die sich auch in einer richtigen Bemessung der 
Bewährungszeit, der sinnvollen Anwendung der Bewäh­
rungsverpflichtungen und von Zusatzstrafen ausdrückt, 
werden bessere Voraussetzungen dafür geschaffen, die 
Verantwortung insbesondere der Leiter zur Verhütung 
von Straftaten und zur Erziehung von Rechtsverletzern 
durchzusetzen. Ausgehend davon, daß eine hohe Wirk­
samkeit der Verurteilung auf Bewährung die Einheit ih­
rer rechtlich verbindlichen Ausgestaltung mit den gesell­
schaftlich-erzieherischen Aktivitäten bei ihrer Realisierung 
sowie der Kontrolle des Bewährungsprozesses voraus­
setzt, hat die Plenartagung hervorgehoben, daß Bewäh­
rungspflichten, Zusatzstrafen und Kontrollmaßnahmen 
differenziert anzuwenden und sinnvoll mit dem erziehe­
rischen Einfluß, insbesondere der Arbeitskollektive, zu 
verbinden sind.

Beweisaufnahme und Wahrheitsfindung 
im sozialistischen Gerichtsverfahren

Das Oberste Gericht ist in seinen Dokumenten zur ein­
heitlichen Leitung der Rechtsprechung und in den Ent­
scheidungen seiner Senate stets von dem Verfassungs­
prinzip ausgegangen, daß sich das sozialistische Gerichts­
verfahren auf streng gesetzlicher Grundlage vollzieht und 
die Würde des Menschen, seine Freiheit und seine Rechte 
unter dem Schutz der Gesetze des sozialistischen Staates 
stehen.

Zur Gewährleistung dieser Grundsätze erließ das Ple­
num des Obersten Gerichts am 16. März 1978 eine Richt­
linie zu den für die gesamte Strafrechtsprechung bedeut­
samen Problemen der gerichtlichen Beweisaufnahme und 
Wahrheitsfindung.7 Die Feststellung der Wahrheit wird 
als ein grundlegendes Prinzip des sozialistischen Strafver­
fahrens und als notwendige Voraussetzung gerechter und 
gesetzlicher Entscheidungen hervorgehoben. Um die Auf­
gabe des Strafverfahrens erfüllen zu können und um zu 
erreichen, daß jeder Schuldige, aber kein Unschuldiger 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird, ist es er­
forderlich, wahre Feststellungen über die straftatverdäch­
tige Handlung und ihre Umstände sowie über die Persön­
lichkeit des Angeklagten zu treffen.

Auch den Fragen der Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit 
bei der Anordnung der Untersuchungshaft hat das Ober­
ste Gericht in seiner Rechtsprechung große Aufmerksam­
keit gewidmet und hervorgehoben, daß Untersuchungshaft 
nur angeordnet werden darf, wenn dies zur Durchführung 
des Verfahrens unumgänglich ist (§123 StPO). Damit wird 
nachdrücklich unterstrichen, daß die strikte Wahrung der 
Gesetzlichkeit auch auf diesem Gebiet oberstes Gebot für 
alle Gerichte ist. Das Präsidium des Obersten Gerichts hat


